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(Leipzig): Die Ausbeute anVerbesserungen seimehr als kÄrglich. $135 mache
den Versuch, den Begriff der Ärztlichen Behandlung durch die BeifÅgung
ÇapprobiertÉÑ zu erklÄren. Der Wunsch fÅr ÇDeutschland approbiertÑ
zu sagen, sei unerfÅllt. $ 192, $226 II: Das ErlÖschen der Versicherungs-
berechtigung mit 4000 M Einkommen entspreche nicht den WÅnschen
der Aerzteschaft; mit der neuen MÖglichkeit, die Naturalleistung der
Ärztlichen Behandlung der freiwillig der Versicherung Beitretenden ab-
zulÖsen, kÖnne man zufrieden sein, nur hÄtte sie auch auf diejenigen
ausgedehnt werden sollen, welche die Versicherung freiwillig fortsetzen.
Aus dem letzten Buche sind die Vorschriften Åber Begutachtung im
Unfall- und Invalidenrentenbewilligungsverfahren als Fortschritt zu be-
zeichnen, da der behandelnde Arzt bei der Begutachtung mehr als bisher
gehÖrt wird. Der Aerztestand mÅsse darauf sehen, daÜ bei der An-
stellung von Ärztlichen Gutachtern nicht, wie im Gesetz gesagt, Çin der
RegelÑ, sondern stets die Standesvertretung zu hÖren rei, damit die
Begutachtung nicht zur vÖlligen DomÄne der beamteten Aerzte werde,
unter Ausschaltung der Nichtbeamteten. $ 304 stipuliert eine Ent-
schÄdigungspflicht der Kasse gegenÅber den Aerzton, welche von Kassen
ohne Grund von der weiteren Behandlung bei NeuabschlieÜung von
VertrÄgen ausgeschlossen werden. á Referent erinnert an die viel-
fachen Versuche von gesetzgeberischer Seite, bei dieser Gelegenheit
den Aerztestand zu knebeln. Der Stand habe demgegenÅber seine Rechte
verteidigt und seine akademische WÅrde gewahrt. Hierdurch habe die
Organisation des Standes ihre Feuertaufe erhalten. In dem neuen Gesetz
bleiben die Grundforderungen sÄmtlich unerfÅllt. Referent dankt den
akademischen Lehrern, daÜ sie sich an die Seite ihrer kÄmpfenden Kol-
legen gestellt haben. Das Gesetz habe durch die HinaufrÅckung der
Versicherungsgrenze eine unertrÄgliche Fessel geschaffen. Da die Gesetz-
gebung uns nichts gegeben, bleibe uns nur unsere eigene Kraft, rest-
loser AnschluÜ an unsere Organisatiin. Der Kampf mÅsse streng
auf gesetzlichem Boden bleiben, wie bisher. Welche MaÜnahmen im
einzelnen nÖtig sein werden, lasse sich heut noch nicht sagen, da die
AusfÅhrungsbestimmungen noch vÖllig dunkel seien. Streffer stellt
daher fÅr heut seitens des Vorstandes nur den schon in der vorigen
Nummer, S. 1233 abgedruckten Antrag.

Die zentrale PrÅfungsstelle sei nÖtig, da ja VerbesserungsvorschlÄge
die Kenntnis des Materials voraussetzen. Die Zentrale mÅsse auch die
VorgÄnge genau kennen, wenn sie genÖtigt sein solle, im Einzelfalle kÄmp-
fend einzugreifen. Die Örtlichen Organisationen sollten die Verhandlungen
mit den Kassen weiter behalten, jedoch bei diesen Verhandlungen die
von den Aerztetagen aufgestellten Standesforderungen berÅcksichtigen.
Grundforderung sei freie Arztwahl, bei Anerkennung der MÖglichkeit
yon Ausnahmen. Den Örtlichen VerhÄltnissen soll allenthalben weite
BerÅcksichtigung gewÄhrt werden, jedoch mÅssen wir bei Erneuerung
von VertrÄgen darauf sehen, daÜ der freien Arztwahl nicht unnÅtze
Hemmnisse in den Weg gelegt werden. Es sind paritÄtische Schieds-
und Einigungsinstanzen nÖtig. -VertragsmÄÜige Einrichtung von Kontroll-
instanzen fÅr kassenÄrztliche TÄtigkeit ohne Schablonisierung sei erforder-
lich, jedoch solche, welche ihrer Zusammensetzung nach den Aerzten
gerecht werden. Ferner sind Bestimmungen zur Behandlung von Kranken
durch .Kurpfuscher unter allen UmstÄnden abzuweisen; diese Abweisung
der Kurpfuscher sei in erster Reihe nicht ein Postulat der Aerzte, sondern
des Gemeinwohls. Ein Mindesthonorar fÅr die AbschlieÜung von Kassen-
vertrÄgen soll nicht aufgestellt werden, trotzdem noch immer vielfach
die Kassenarzthonorare zu gering sind. SÄmtliche VertrÄge mÅssen der
Vertragskommission vorgelegt werden. Die Gesetzgeber seien eindring-
lichst darauf hingewiesen worden, daÜ die ErhÖhung der Versicherungs-
grenze fÅr viele á namentlich LandÄrzte á ruinÖs sei und daÜ sich hieraus
schwere KÄmpfe ergeben mÅssen: Die SelbstÄndigen, welche von dem
Versicherungsrechte Gebrauch machen, und diejenigen, welche bei
Einkommen von Åber 2000 M die Versicherung freiwillig fortsetzen,
dÅrfen nur zu den in der Privatpraxis Åblichen SÄtzen behandelt werden.
Dies sei auf dem Boden des Gesetzes durchaus mÖglich. Die beleidigende
Aufstellung des Gesetzes, daÜ Aerzte ihre vertraglichen Pflichten brechen,
sei durch nichts begrÅndet. Eine einmÅtige Kundgebung solle erweisen,
daÜ wir an unserer beruflichen Freiheit nicht rÅtteln lassen.

Das Referat findet begeisterte Aufnahme. Bei dem Danke an denRe-
ferenten dankt der Vorsitzende auch Mugdan fÅr die geleistete Riesen-
arbeit. á Landsberg (Posen) ist gegen Schaffung einer Zentralinstanz;
die Örtlichen Vertragskommissionen kÖnnten am besten die Eigenart der
Örtlichen VerhÄltnisse beurteilen. á LÖwenstein (Elberfeld) stimmt fÅr
die Zentralinstanz, mit Subkommissionen fÅr jede Provinz. á Feuer-
stein(Jena) glaubt, daÜdie Zentralinstanz den-lokalen-Veertragskommissio-
nen den RÅcken stÄrken wird. á Hartmann (Leipzig) sagt, daÜ die
Zentralinstanz nur die VertrÄge haben will, um Erfahrungen zu sammeln
und um gute RatschlÄge zur Vermeidung kleiner unnÅtzer KÄmpfe zu
geben-und, wenn nÖtig, wichtige groÜe KÄmpfe richtig zu organisieren.
Die im Antrag unter a bis f prÄzisierten Punkte werden nach wie vor
die Örtlichen Kommissionen regeln. "GÖtz (Leipzig) verlangt ein groÜes,
weitverzweigtes Netz von Kommissionen, ferner, daÜ kein Arzt mehr
direkt unter Umgehung von Vertragskommissionen VertrÄge schlieÜt.
á D. Munter (Berlin) hebt die Wichtigkeit der beantragten Bestimmung

hervor, daÜ die FÖrderung der freien Arztwahl unter BerÅcksichtigung
der Örtlichen VerhÄltnisse stattfinden solle. á Epstein (MÅnchen)
betont die Notwendigkeit der weiteren Propagierung der freien Arztwahl
in Ansehung der neuen weiteren Ausdehnung des Kreises der Versicherten.
á Streffer hebt hervor, daÜ gelegentliche Nothilfe nicht als Kur-
pfuscherei zu betrachten sei. á Peyser (Berlin) spricht dafÅr, daÜ
in den Örtlichen Bezirken die noch bestehenden Uneinigkeiten der Kassen-
Ärzte beseitigt werden. Er konstatiert, daÜ in der heutigen Beratung
grundsÄtzliche Differenzen der Delegierten nicht zutage getreten sind.
á Block (Hannover) beantragt, daÜ jeder Arzt verpflichtet sein soll,
seine VertrÄge den Örtlichen Vertragskommissionen vorzulegen. Dieser
Antrag wird angenommen. Ferner wird der Antrag GÖtz angenommen,
daÜ VertrÄge nur durch die Vertragskommissionen, nicht direkt abge-
schlossen werden sollen. : SchlieÜlich werden:die gesamten AntrÄge des
Vorstandes einstimmig ohne Widerspruch angenommen.

Der Vorsitzende hebt hervor, daÜ hiermit das Beratungsthema fÅr
heute erschÖpft, aber noch nicht erledigt sei. á Hartmann bittet, jetzt
keine VertrÄge zu kÅndigen, falls jedoch VertrÄge von den Kassen ge-
kÅndigt werden, dies sofort nach Leipzig zu melden. Weiter sei nichts
zurzeit nÖtig.

Am 24. Juni kam zunÄchst die Stellung des Arztes im Strafgesetz-
buch ?) zur Verhandlung. Referent S. Alexander (Berlin) beschÄftigt
sich mit denjenigen Strafbestimmungen, welche sich auf bewuÜtes Ärzt-
liches Handeln beziehen kÖnnen, die $$ 211, 218á220 und 223á226 des
Strafgesetzbuches betreffend TÖtung, Abtreibung und KÖrperverletzung.
Der Tatbestand des $ 211 werde durch die Perforation des lebenden
Kindes gegeben. $218 passe auf die Ärztliche Unterbrechung der Schwan-
gerschaft. $ 223, kÖrperliche Verletzung sei jeder chirurgische Eingrifi;
werde dabei der Begriff der Rechtswidrigkeit nachgewiesen, so treffe
den Arzt schwere Strafe, gleichviel ob es sich z. B. um Morphiuminjektion
oder selbst um Operation bei Lebensgefahr handle. Referent gibt eine
zusammenfassende Darstellung der Åber diese Materie vom Reichsgericht
ergangenen Entscheidungen und legt die jetzt fÅr die Aerzte bestehende
Rechtsunsicherheit dar. Der Rechtsschutz des sogenannten àBerufs-
rechtesÉ sei fÅr die Aerzte illusorisch, mit alleiniger Ausnahme der Ärzt-
lichen Hilfe beim Duell. Referent beantragt Annahme folgender LeitsÄtze:

1. Nach der Fassung des geltenden Strafgesetzbuches sind auch
lege artis ausgefÅhrte Ärztliche Berufshandlungen mit Strafe bedroht.

2. Insbesondere wird durch Einbeziehung Ärztlicher Berufshandlun-
gen unter den Abschnitt XVI (Verbrechen und Vergehen wider das
Leben) und Abschnitt XVII (KÖrperverletzung) eine Rechtsunsicherheit
erzeugt, welche die Ärztliche TÄtigkeit zu erschweren und die Öffentliche
Gesundheit zu schÄdigen geeignet ist.

3. Ohne Anspruch auf generelle Straflosigkeit Ärztlicher Berufs-
handlungen zu erheben, erwartet der Aerztetag, daÜ bei Revision des
Strafgesetzbuches den Forderungen des Aerztestandes auf Schutz seiner
berechtigten Interessen Rechnung getragen wird.

Der Aerztetag bringt insbesondere zum Ausdruck, daÜ Ärztliche
Handlungen, wenn sie nach den Regeln der Ärztlichen Wissenschaft und
Kunst ausgefÅhrt werden, als solche unter den strafrechtlichen Tat-
bestand der vorsÄtzlichen KÖrperverletzung nicht fallen dÅrfen.

4. Einen gangbaren Weg zur Beseitigung der UnzutrÄglichkeiten
erblickt der Aerztetag in $ 67 des Vorentwurfes zu einem Deutschen
Strafgesetzbuche, wenn er folgende oder eine ihr gleichwertige Fassung
erhÄlt:

ÇNicht strafbar ist, wer eine Handlung zur Rettung der Person
oder des Eigentums seiner selbst oder eines anderen aus einer gegen-
wÄrtigen, auf sachgemÄÜere Weise nicht zu beseitigenden, unverschuldeten
Gefahr vornimmt, es sei denn, daÜ die Gefahr nur gering ist, oder, soweit
es sich nur um die Rettung von Eigentum handelt, der von der Handlung
zu erwartende Schaden unverhÄltnismÄÜig grÖÜer ist als die Gefahr.

Nicht strafbar ist, wer eine Handlung zur Rettung einer Person
aus einer gegenwÄrtigen, auf sachgemÄÜere Weise nicht zu beseitigenden
Gefahr an ihr selbst vornimmt, es sei denn, daÜ die Gefahr nur gering ist.Ñ

Zu den sogenannten Berufsdelikten werden AntrÄge nicht gestellt.
Korreferent Hausberg (Dortmund) beleuchtet die Schwierigkeit

der Einwilligungsfrage bei Ärztlichen Eingriffen; namentlich sei auch
innere Ärztliche Behandlung durchaus nicht immer so einzurichten,
wie es dem Willen des Behandelten entspricht. Bisher sei bei den Richtern
eine bemerkenswerte Milde in bezug auf die Beurteilung lege artis vor-
genommener Ärztlicher MaÜnahmen zu konstatieren; nichtsdestoweniger
sei der jetzige unsichere Rechtszustand fÅr die Dauer unertrÄglich.
Hausberg schildert die Rechtslage des Arztes in den anderen Kultur-
staaten in bezug auf lege artis und in guter Absicht vorgenommene Ärzt-
liche Handlungen. Die neue Fassung des alten $ 300 betreffend Berufs-
geheimnis hÄlt Hausberg fÅr zufriedenstellend und nicht abÄnderungs-
bedÅrftig. Das Berufsgeheimnis mÅsse recht streng respektiert werden.

SchÖnheimer (Berlin) beantrÄgt, daÜ auch die Angestellten der
privaten Versicherungsgesellschaften zur Schweigepflicht verbunden sein
sollen. á Hacker (MÅnchen) spricht dafÅr, daÜ, falls die Gesetzgebung

E ji Vgl. den Aufsatz von Reichsgerichtsrat Ebermayer in No. 24,
. 1128. a ;



1280 r No. 27

unseren WÅnschen gegenÅber versagt, wir uns bei Vornahme chirurgischer
Eingriffe einen uns deckenden Revers von den Patienten unterschreiben
lassen. á Partsch (Breslau) hÄlt solche Sicherung fÅr nicht angÄngig.

Die Thesen der Referenten werden angenommen, ebenso der Zu-
satzantrag SchÖnheimer. á LÖbker teilt mit, daÜ auf PrÄsentation
des Ausschusses der preuÜischen Aerztekammern Herr S. Alexander
in die Kommission zur Neuberatung des Strafgesetzbuches seitens des
Reichsjustizamtes berufen worden ist.

Den Bericht der Krankenkassenkommission erstattet Pfeiffer
(Weimar). Mehrere LandÄrzte sind zu den Beratungen zugezogen worden.
Referent beantragt Wiederwahl der alten Kommission: Hartmann
(Leipzig), Hartmann (Hanau), Herzau, Meyer (FÅrth) und Pfeiffer
(Weimar). Die neu zu schaffende Zentralstelle werde voraussichtlich
der Zentrale des L. V. in Leipzig angegliedert werden. Der zu wÄhlende
22gliedrige AusschuÜ werde einen ArbeitsausschuÜ aus seiner Mitte
wÄhlen mÅssen. Die Direktiven sind in Vorbereitung; der Gesetzgeber
habe uns hierfÅr auch Zeit gelassen. Es dÅrfen keine KÅndigungen von
KassenarztvertrÄgen vorgenommen werden, ohne Rateinholung von
Leipzig. á Munter (Berlin) empfiehlt, neue KassenvertrÄge, nament-
lich auf Familienversicherung, nur bis zum Eintreten der RVO. abzu-
schlieÜen. á Der Bericht der Kommission wird zur Kenntnis genommen,
und die Kommission wird wiedergewÄhlt.

Deahna (Stuttgart) gibt den Bericht der Kommission zur Be-
kÄmpfung der Kurpfuscherei. Die Kommission hat sich auch mit dem
Gesetzentwurf zur BekÄmpfungder MiÜstÄndeim Heilgewerbe
beschÄftigt. Ueber die Kommissionsarbeiten berichtet Reissig (Ham-
burg). Die WÅnsche der Aerzte seien in bezug auf die Kurpfuscherei
nicht ungehÖrt geblieben. Die Kommission hat zu dem Gesetzentwurf
AbÄnderungsvorschlÄge gemacht, die Referent begrÅndet. In bezug
auf die Beratung der vom Reichstage eingesetzten Kurpfuscherei-Kom-
mission urteilt Reissig, daÜ wohl nie bei modernen Volksvertretern
ein solches MaÜ von Aberglauben und Unkenntnis in medizinischen
Dingen sich gezeigt habe. Der Versuch der Kommission zum Kurier-
zwang sei energisch zurÅckzuweisen; die Aerzte lassen grundsÄtzlich
auch ohne Zwang keinen ihrer Hilfe BedÅrftigen im Stiche.

HÅfler (Chemnitz) berichtet Åber die Frage der Kurpfuscherei
in den Apotheken unter Hinweis auf den im Druck vorliegenden Kom-
missionsbericht. Die angestellte Enquete hat ergeben, daÜ in sehr vielen
Apotheken gewohnheitsgemÄÜ Krankenbehandlung getrieben wird.
Referent fordert zu mÖglichst zahlreichem Abonnement .auf den ÇGe-
sundheitslehrerÉÉ des Kollegen Kantor auf.

Karl Alexander (Breslau) begrÅndet ausfÅhrlich den folgenden
Antrag des Vereins Breslauer Aerzte: {

ÇDer Deutsche Aerztetag erblickt in der Art der Reklame, die
von Firmen der chemischen GroÜindustrie durch gewisse Anzeigen in
der Tagespresse und beim 'Vertriebe ihrer PrÄparate durch Beipackung
von Reklamezetteln fÅr andere SpezialitÄten geÅbt wird, einen MiÜ-
stand. Er beauftragt die Kommission zur BekÄmpfung der Kur-
pfuscherei, die nÖtigen Schritte zur Beseitigung dieser SchÄden zu tun.Ñ

Siefart (Berlin) fÅhrt aus, daÜ wir mit den BeschlÅssen der Kur-
pfuscherei-Kommission des Reichstages nicht durchaus unzufrieden zu
sein brauchen; er weist darauf hin, daÜ durch Abonnement auf den
ÇGesundheitslehrerÉÉ gleichzeitig die Mitgliedschaft der Deutschen Ge-
sellschaft zur BekÄmpfung der Kurpfuscherei erworben wird.

Die von der Kommission gestellten AbÄnderungsvorschlÄge sowie
der Antrag Breslau werden angenommen. Das Mandat der Kommission
wird fÅr dae nÄchste Jahr verlÄngert.

Bei dem Punkt der Tagesordnung ÇBericht der wirtschaftlichen
AbteilungÉ ersucht Hesselbarth (Berlin) den Aerztetag, daÜ er sich
dem BeschluÜ des L. V. gegen die Einbeziehung von Aerzten in das
Privatbeamten-Versicherungsgesetz anschlieÜe. Dies geschieht. á Goetz
(Leipzig) gibt einen kurzen Bericht Åber die Lebensversicherungs-
kommissiin. Das Zusammenarbeiten mit den Versicherungsgesell-
schaften sei konziliant, doch werde jeder nicht bereits vertraglich den
Aerzten zustehende Fortschritt abgelehnt. Die VernachlÄssigung der
VertrauensÄrzte seitens der Gesellschaften gegenÅber den zur Kon-
fliktszeit arbeitswilligen Aerzten bestehe leider noch an manchen Orten.
á LÖbker stellt fest, daÜ der Aerztetag jeden Versuch, den Aerztetag
von dem wirtschaftlichen Verbande zu trennen, energisch abweisen werde.

Davidsohn (Berlin) referiert Åber das Ärztliche UnterstÅtzungs-
und Versicherungswesen, Munter (Berlin) Åber die Versicherungskasse
fÅr die Aerzte Deutschlands. Henius (Berlin) bittet um eifrige Agitation
fÅr die Versicherungskasse.

In den GeschÄftsausschuÜ des Aerztevereinsbundes werden gewÄhlt:
LÖbker, Mugdan, Hartmann (Leipzig), Dippe, Herzau, Went-
scher, Pfeiffer (Weimar), Winkelmann, DÖrfler, Partsch, De-
ahna, Rehm; kooptiert Franz,É Munter, Hartmann (Hanau),
Brunk, Scheel, Meermann, Werner (Quittainen), Vogel (Heppen-
heim), FÅrbringer (Braunschweig).

mit 23 625 Stimmen vertreten.
Nach einem kurzen, markigen SchluÜwort LÖbkers, welches als

Fazit der Tagung bezeichnet den Verzicht auf die gesetzliche Rege-

Jung der Kassenarztfrage und den EntschluÜ zur Selbsthilfe, werden
die Verhandlungen des 38. Deutschen Aerztetages geschlossen.

J. Alexander (Berlin).

Kleine Mitteilungen.

á Berlin. Der Reichskanzler hat mit RÅcksicht auf die Cholera
in Neapel bestimmt, daÜ die aus dem Hafen von Neapel nach einem
deutschen Hafen kommenden Schiffe und ihre Insassen bis auf weiteres
vor der Zulassung zum freien Verkehr Ärztlich residiert werden.

á Im Anzeigenteil dieser Nummer ist S. 5 das Gesetz betr.
Feuerbestattung, S. 7 der KongreÜkalender verÖffentlicht.

á Frankfurt a. M. Die Stadtverordnetenversammlung erklÄrte
ihre grundsÄtzliche Zustimmung zur Errichtung einer Stiftungsuni-
versitÄt. Die AntrÄge der fortschrittlichen Volkspartei auf BeschrÄn-
kung der finanziellen AnsprÅche an die Stadt und AusschlieÜung poli-
tischer und konfessioneller RÅcksichten bei der Berufung der Professoren
wurden einstimmig angenommen. FÅr die Errichtung der UniversitÄt sind
neuerdings wieder 800 000 M gestiftet worden.

á Hannover. San.-Rat Dr. D. RÅst feierte am 28. vorigen Monats
den 80. Geburtstag.

á SchneidemÅhl. Ueber die hier herrschende Typhusepide-
mie teilt uns Herr Kreisarzt Dr. Lewerenz (Kolmar i. P.) mit: Die
Epidemie begann Mitte Juni ziemlich plÖtzlich, explosionsartig. Innerhalb
einer Woche stieg die Erkrankungsziffer auf etwa 200, hat aber in den
letzten Tagen nur noch einen geringen Zuwachs bis 221 (28. v. M.) erfahren.
Neben zahlreichen leichten Erkrankungen findet sich eine Reihe schwerer
FÄlle. Bisher sind drei Personen gestorben. á Die Epidemie ist durch die
Milch einer Sammelmolkerei hervorgerufen, nach welcher àvon einem
bisher noch nicht sicher ermittelten GehÖft infizierte Milch geliefert
worden ist. Besonders scheint der in den heiÜen Junitagen be-
liebte reichliche GenuÜ von roher Buttermilch zur Verbreitung der
Seuche wesentlich beigetragen zu haben. Auf der Versammlung der
Gesundheitskommission am 28. v. M., welcher auch der Regie-
rungsprÄsident und Geheimrat Kirchner beiwohnten, wurde darauf
hingewiesen, daÜ die Epidemie ihren HÖhepunkt augenscheinlich
erreicht habe; auÜerdem wurden die weiteren SchutzmaÜnahmen
besprochen. Um eine grÅndliche Absonderung mÖglichst vieler Kranker
vornehmen zu kÖnnen, sind auÜer dem von siechen und alters-
schwachen Personen gerÄumten Altersheim zwei DÖckersche Baracken
seitens der Stadtverwaltung zur VerfÅgung gestellt worden, eine dritte ist
bestellt. Die Gesamtzahl der abgesonderten Kranken betrÄgt gegen-
wÄrtig etwa 90. Die Sammelmolkereien, welche bei Ausbruch der Epi-
demie ihren Betrieb einstellen muÜten, bleiben solange geschlossen, bis
sie mit Vorrichtungen zum Pasteurisieren der Milch versehen sind. Die
Milch darf vorlÄufig nur in abgekochtem Zustande verkauft werden.

á Wien. Bei den Reichsratswahlen sind 9 Aerzte, darunter
derÉGynÄkologe Prof. Halban gewÄhlt worden.

Ñ< á London. Dr. H. Butlin, PrÄsident der British Medical As-
sociation, Dr. Goodhart, dirigierender Arzt an Guys Hospital, Sir
Ch. Ball, Prof. der Chirurgie in Dublin, Sir Th. Stoker, Chirurg in
Dublin, Prof. Osler in Oxford sind zu Baronets ernannt worden.

á Paris. Das Institut de Pu&riculture ist am 8. Juni ein-
geweiht worden. á Der neue Minister der Öffentlichen Arbeiten Augag-
neur war frÅher Priv.-Doz. fÅr Chirurgie in Lyon.

á Hochschulpersonalien. Berlin: Die in zahlreichen zuverlÄs-
sigen politischen BlÄttern verbreitete uns auch von privater Seite
bestÄtigte á Nachricht von dem bevorstehenden RÅcktritt des Herrn
Geheimrat v. Michel aus seinem Amte ist erfreulicherweise unzutreffend.
Wie uns Herr v. Michel selbst mitteilt, denkt er nicht im entferntesten

Prof. Dr. Kehrer ist zum Ehrenmitglied der Deutschen Gesellschaft
fÅr GynÄkologie ernannt. á Jena: Geh. Hofrat Prof. Dr. GÄrtner,
unser langjÄhriger sehr geschÄtzter Mitarbeiter, feierte am 1. Juli das
25 jÄhrige ProfessorenjubilÄum. á MÅnchen: Dr. K. SÅpfle, Assistent
am Hygienischen Institut (bisher Priv.-Doz. in Freiburg i. Br.) hat
sich fÅr Hygiene und Bakteriologie habilitiert. á MÅnster i. W.:
Priv.-Doz. Dr. â. Krummacher, Assistent am Physiologischen Insti-
tut, hat den Professortitel erhalten. á Rostock: Dr. F. Unter-
berger hat sich fÅr Frauenheilkunde habilitiert. á Wien: Dr. H. V.
Heller, Dozent der Anatomie an der Akademie der bildenden KÅnste,
hat den Titel a. o. Prof. erhalten.

á Gestorben: Prof. Dr. Mitscherlich, Priv.-Doz. fÅr Chirurgie
in Berlin, am 2. d. M., 80 Jahre alt. á Dr. v. Hibler, a. o. Prof. fÅr
Pathologische Anatomie in Innsbruck, infolge von Leicheninfektion. á
Dr. Carl Beck in New York, Prof. der Chirurgie an New York Post+
graduate Medical School and Hospital, einer der angesehensten deutschen
Aerzte in den Vereinigten Staaten, 55 Jahre alt. á Dr. S. E. Maynard,
Prof. der Frauenheilkunde an der VermontuniversitÄt in Burlington.

á Ich bin bis zum 15. August verreist. J. Schwalbe.

á Nadädruk der Originalartikel sowie der offiziellen Vereins:
protokolle ohne ausdrÅdliche Erlaubnis der Redaktion verboten.


